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Angaben gemäß § 125 Aktiengesetz (AktG) in Verbindung mit 
Artikel 4 und Anhang Tabelle 3 der Durchführungsverordnung 
(EU) 2018 / 1212 

Gesellschaft FUCHS PETROLUB SE 

A1 
 

Eindeutige  
Kennung  

des Ereignisses

28b649bc287eb11811b005056888925 
 

A2 Art der Mitteilung Einladung zur Hauptversammlung

B1 ISIN DE 0005790406 (stimmberechtigt)  
DE 0005790430 (nicht stimmberechtigt)

B2 Name des  
Emittenten

FUCHS PETROLUB SE 

C1 Datum der Haupt-
versammlung

04.05.2021 

C2 Uhrzeit der Haupt- 
versammlung

10:00 Uhr MESZ (8:00 Uhr UTC) 

C3 
 
 Art der Haupt- 

versammlung

ordentliche Hauptversammlung  
als virtuelle Hauptversammlung  

ohne physische Präsenz der Aktionäre  
oder ihrer Bevollmächtigten

C4 
 
 

Ort der  
Haupt- 

versammlung

https://www.fuchs.com/hauptversammlung 
im Sinne des Aktiengesetzes:  

Friesenheimer Straße 19,  
68169 Mannheim, Deutschland

C5 Aufzeichnungs-
datum

12. April 2021, um 24:00 Uhr (MESZ),  
(22:00 Uhr UTC)

C6 Uniform Resource 
Locator (URL)

http://www.fuchs.com/hauptversammlung 

D2 Frist für die  
Teilnahme

27. April 2021, um 24:00 Uhr (MESZ),  
(22:00 Uhr UTC)
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– WKN 579040 und 579043 – 
ISIN DE 0005790406 und DE 0005790430

1 Ausschließlich zum Zwecke der besseren Lesbarkeit wird in dieser Einladung auf eine 

geschlechterspezifische Schreibweise verzichtet. Alle personenbezogenen Bezeichnungen 

und Begriffe sind im Sinne der Gleichbehandlung als geschlechtsneutral zu verstehen.

FUCHS PETROLUB SE
Mannheim

Wir laden unsere Aktionärinnen und Aktionäre1 ein zur 

ordentlichen, virtuellen Hauptversammlung

am 4. Mai 2021 
um 10:00 Uhr (MESZ).

Einladung zur ordentlichen,  
virtuellen Hauptversammlung
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Auf der Grundlage von §  1 des Gesetzes über Maßnahmen im 
Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Woh-
nungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der 
COVID-19-Pandemie vom 27. März 2020 in der Fassung des Geset-
zes zur weiteren Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfahrens 
und zur Anpassung pandemiebedingter Vorschriften im Gesell-
schafts-, Genossenschafts-, Vereins- und Stiftungsrecht sowie im 
Miet- und Pachtrecht vom 22. Dezember 2020, dessen Geltung 
durch die Verordnung zur Verlängerung von Maßnahmen im 
Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins- und Stiftungsrecht zur 
Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie vom  
20. Oktober 2020 bis zum 31. Dezember 2021 verlängert wurde 
(„COVID-19-Gesetz“), wird die ordentliche Hauptversammlung 
gemäß Beschluss des Vorstands mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktio-
näre und ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme von Stimmrechts-
vertretern der Gesellschaft) abgehalten.

Für die Aktionäre und ihre Bevollmächtigten (mit Ausnahme von 
Stimmrechtsvertretern der Gesellschaft) besteht kein Recht und 
keine Möglichkeit zur Anwesenheit am Ort der Hauptversammlung. 

Die gesamte Hauptversammlung wird für die ordnungsgemäß ange-
meldeten Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten live in Bild und Ton 
im internetgestützten, elektronischen InvestorPortal der FUCHS 
PETROLUB SE, welches über die Internetseite der Gesellschaft unter

www.fuchs.com/hauptversammlung

zugänglich ist, übertragen. 

Die Aktionäre werden gebeten, die Hinweise in Abschnitt III. unter 
„Weitere Angaben und Hinweise zur Hauptversammlung“ zu beachten.

Ort der Hauptversammlung im Sinne des Aktiengesetzes ist die  
Friesenheimer Straße 19, 68169 Mannheim. 
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TOP 1 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der FUCHS 
PETROLUB SE und des gebilligten Konzernabschlusses, 
des zusammengefassten Lageberichts für die FUCHS 
PETROLUB SE und den Konzern, des Berichts des Auf-
sichtsrats sowie des erläuternden Berichts des Vorstands 
zu den Angaben nach §§ 289a Abs. 1, 315a Abs. 1 Han-
delsgesetzbuch, jeweils für das Geschäftsjahr 2020

TOP 2 Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanz-
gewinns

TOP 3 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des 
Vorstands für das Geschäftsjahr 2020

TOP 4 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder 
des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2020

TOP 5 Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers 
und Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 
2021 sowie des Prüfers für eine etwaige prüferische 
Durchsicht von unterjährigen Finanzinformationen

TOP 6 Beschlussfassung über die Billigung des vom Aufsichts-
rat vorgelegten Vergütungssystems für die Vorstands-
mitglieder 

TOP 7 Beschlussfassung über die Vergütung der Aufsichtsrats-
mitglieder (Vergütungssystem und Änderung von § 16 
Abs. 1 und Abs. 2 sowie Abs. 5 bis Abs. 8 der Satzung)

TOP 8 Beschlussfassung über die Umstellung von Inhaberak-
tien auf Namensaktien und die Änderung der Über-
schrift von § 6 sowie die Änderung von § 6 Abs. 1 und 
Abs. 2 und § 19 Abs. 6 und Abs. 7 der Satzung

TOP 9 Beschlussfassung über die Änderungen von § 13 Abs. 2 
der Satzung

Tagesordnung
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I.  Tagesordnung und Vorschläge zur 
Beschlussfassung der Hauptver-
sammlung der FUCHS PETROLUB SE, 
Mannheim

1.  Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der FUCHS 
PETROLUB SE und des gebilligten Konzernabschlusses, 
des zusammengefassten Lageberichts für die FUCHS  
PETROLUB SE und den Konzern, des Berichts des Auf-
sichtsrats sowie des erläuternden Berichts des Vorstands 
zu den Angaben nach §§ 289a Abs. 1, 315a Abs. 1 Han-
delsgesetzbuch, jeweils für das Geschäftsjahr 2020

Die Unterlagen sind über die Internetseite der Gesellschaft unter 
www.fuchs.com/hauptversammlung zugänglich und wer-
den Aktionären auf Anfrage zugesandt. Ferner werden die Unter-
lagen während der Hauptversammlung zugänglich sein und näher 
erläutert werden. Entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen 
ist zu Tagesordnungspunkt 1 keine Beschlussfassung vorgesehen, 
da der Aufsichtsrat den Jahres- und den Konzernabschluss bereits 
gebilligt hat und der Jahresabschluss damit festgestellt ist.

2.  Beschlussfassung über die Verwendung  
des Bilanzgewinns

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den in der Bilanz zum 
31. Dezember 2020 ausgewiesenen Bilanzgewinn in Höhe von 
Euro 136.915.000,00 wie folgt zu verwenden:

Ausschüttung einer Dividende von  
€ 0,98 auf jede der 69.500.000 Stück  
dividendenberechtigten Stammaktien

 

€ 68.110.000,00  

Ausschüttung einer Dividende von  
€ 0,99 auf jede der 69.500.000 Stück  
dividendenberechtigten Vorzugsaktien

 

€ 68.805.000,00

Bilanzgewinn € 136.915.000,00

 
Gemäß § 58 Abs. 4 Satz 2 Aktiengesetz ist der Anspruch auf Aus-
zahlung der Dividende am dritten auf den Hauptversammlungs-
beschluss folgenden Geschäftstag fällig, mithin am 7. Mai 2021.
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3.  Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder 
des Vorstands für das Geschäftsjahr 2020

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den im Geschäftsjahr 
2020 amtierenden Mitgliedern des Vorstands Entlastung für die-
sen Zeitraum zu erteilen. 

4.  Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder 
des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2020

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den im Geschäftsjahr 
2020 amtierenden Mitgliedern des Aufsichtsrats Entlastung für 
diesen Zeitraum zu erteilen.

5.  Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers 
und des Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 
2021 sowie des Prüfers für eine etwaige prüferische 
Durchsicht von unterjährigen Finanzinformationen 

Der Aufsichtsrat schlägt – gestützt auf die Empfehlung seines 
Prüfungsausschusses – vor, die PricewaterhouseCoopers GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Frankfurt am Main, Zweignie-
derlassung Mannheim, zum Abschlussprüfer und Konzernab-
schlussprüfer für das Geschäftsjahr 2021 sowie zum Prüfer für 
eine etwaige prüferische Durchsicht von Zwischenfinanzberich-
ten für das Geschäftsjahr 2021 und für das erste Quartal 2022 zu 
wählen. 

Der Prüfungsausschuss hat erklärt, dass seine Empfehlung frei 
von ungebührlicher Einflussnahme durch Dritte ist und ihm keine 
die Auswahlmöglichkeiten beschränkende Klausel im Sinne von 
Art. 16 Abs. 6 der EU Abschlussprüferverordnung (Verordnung 
(EU) Nr. 537 / 2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. April 2014) auferlegt wurde.

6.  Beschlussfassung über die Billigung des vom Aufsichts-
rat vorgelegten Vergütungssystems für die Vorstands-
mitglieder

Gemäß § 120a Abs. 1 Satz 1 AktG in der Fassung des Gesetzes zur 
Umsetzung der zweiten Aktionärsrechterichtlinie (ARUG II) vom 
12. Dezember 2019 beschließt die Hauptversammlung über die 
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Billigung des vom Aufsichtsrat vorgelegten Vergütungssystems für 
die Vorstandsmitglieder bei jeder wesentlichen Änderung des Ver-
gütungssystems, mindestens jedoch alle vier Jahre. 

Unter Berücksichtigung der Vorgaben von § 87a Abs. 1 Aktienge-
setz hat der Aufsichtsrat Änderungen des Vergütungssystems für 
die Mitglieder des Vorstands beschlossen. Das geänderte Vergü-
tungssystem für die Mitglieder des Vorstands ist als Anlage zu die-
sem Tagesordnungspunkt 6 in Abschnitt II. dieser Einladung abge-
druckt und wird der Hauptversammlung zur Billigung vorgelegt. 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, dieses Vergütungssystem für die 
Mitglieder des Vorstands der FUCHS PETROLUB SE zu billigen.

7.  Beschlussfassung über die Vergütung der Aufsichtsrats-
mitglieder (Vergütungssystem und Änderung von § 16 
Abs. 1 und Abs. 2 sowie Abs. 5 bis Abs. 8 der Satzung) 

Gemäß § 113 Abs. 3 AktG in der Fassung des ARUG II ist mindes-
tens alle vier Jahre durch die Hauptversammlung über die Vergü-
tung der Aufsichtsratsmitglieder Beschluss zu fassen. Die Beschluss-
fassung betrifft sowohl das der Hauptversammlung vorgelegte 
System zur Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder als auch die kon-
krete Festsetzung der Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder. 

Die aktuelle Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats richtet 
sich nach § 16 der Satzung der FUCHS PETROLUB SE. Vorstand 
und Aufsichtsrat sind nach eingehender Prüfung zu der Ein-
schätzung gelangt, dass die Vergütung für die Mitglieder des 
Aufsichtsrats angepasst werden soll. Anstelle einer Kombina-
tion aus fester und variabler Vergütung soll die Vergütung der 
Mitglieder des Aufsichtsrats als Festvergütung ausgestaltet wer-
den. Als Ausgleich soll dabei die Festvergütung von ursprüng-
lich Euro 60.000 auf Euro 85.000 pro Mitglied des Aufsichtsrats 
erhöht werden. Die Mitglieder des Aufsichtsrats sollen zudem 
künftig verpflichtet sein, für mindestens 20 % ihrer Festvergü-
tung (anstelle von bisher mindestens 50 % der jeweiligen varia-
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blen Vergütung) Vorzugsaktien der Gesellschaft zu erwerben. 
Eine Änderung der Vergütung für die Tätigkeit im Prüfungs- 
sowie Personalausschuss ist nicht vorgesehen. 

Das Vergütungssystem für die Mitglieder des Aufsichtsrats ist als 
Anlage zu diesem Tagesordnungspunkt 7 in Abschnitt II. dieser 
Einladung abgedruckt. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:

a)  Das Vergütungssystem für die Mitglieder des Aufsichtsrats 
der FUCHS PETROLUB SE wird festgestellt.

b) aa)   § 16 Abs. 1 und Abs. 2 der Satzung der FUCHS PETROLUB 
SE werden jeweils geändert und wie folgt insgesamt neu 
gefasst:

„1.  Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält neben dem 
Ersatz seiner Auslagen jährlich eine feste Vergütung 
in Höhe von Euro 85.000.

2.  Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält das Doppelte 
und der stellvertretende Vorsitzende das Anderthalbfa-
che der Vergütung nach Abs. 1. Aufsichtsratsmitglie-
der, die dem Aufsichtsrat nicht während eines vollen 
Geschäftsjahres angehört haben, erhalten die Vergü-
tung entsprechend der Dauer ihrer Aufsichtsratszuge-
hörigkeit.“

 bb)   § 16 Abs. 5 bis Abs. 8 der Satzung der FUCHS PETROLUB 
SE werden jeweils geändert und wie folgt insgesamt neu 
gefasst:

„5.  Die Vergütung nach Abs. 1 bis Abs. 4 für das unmittel-
bar vorausgegangene Geschäftsjahr ist jeweils zahlbar 
nach der Aufsichtsratssitzung, in welcher über die Bil-
ligung des Jahresabschlusses des unmittelbar voraus-
gegangenen Geschäftsjahres Beschluss gefasst wird.
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6.  Der Anspruch auf eine jährliche Vergütung gemäß 
Abs. 1 und Abs. 2 wird unter der auflösenden Bedin-
gung der Nichteinhaltung einer der in Satz 2 bestimm-
ten Auflagen gewährt. Jedes Mitglied des Aufsichts-
rats ist verpflichtet, binnen einer Frist von 14 Tagen 
nach Erhalt der Zahlung der jährlichen Vergütung 
gemäß Abs. 1 und Abs. 2 i.V.m. Abs. 5 Vorzugsaktien 
der Gesellschaft zu einem Erwerbspreis ohne Neben-
kosten in Höhe eines Betrages von zumindest 20 % 
dieser jährlichen Vergütung zu erwerben, die erwor-
benen Vorzugsaktien der Gesellschaft für zumindest 
vier Jahre ab dem Zeitpunkt des jeweiligen Erwerbs 
zu halten, und der Gesellschaft auf deren Verlangen 
mittels Vorlage von Belegen die Einhaltung der vor-
stehenden Auflagen darzulegen. Die in Satz 2 
bestimmte Erwerbsfrist verlängert sich um den Zeit-
raum, in dem für das Mitglied des Aufsichtsrats ein 
gesetzliches Verbot zum Erwerb von Aktien der 
Gesellschaft besteht. Die Gesellschaft erstattet den 
Aufsichtsratsmitgliedern auf Nachweis jeweils einen 
Betrag in Höhe von bis zu Euro 600 der jährlichen 
Kosten des Haltens von Vorzugsaktien der Gesell-
schaft gemäß Satz 2.

7.  Die Aufsichtsratsvergütung nach diesem § 16 Abs. 1 
bis Abs. 6 gilt rückwirkend ab dem Geschäftsjahr, das 
am 1. Januar 2021 beginnt. 

8.  Die Gesellschaft stellt den Mitgliedern des Auf-
sichtsrats Versicherungsschutz in einem für die Aus-
übung der Aufsichtsratstätigkeit angemessenen 
Umfang zur Verfügung. Die Prämien hierfür entrich-
tet die Gesellschaft.“

Die Darstellung des Vergütungssystems für die Mitglieder  
des Aufsichtsrats der FUCHS PETROLUB SE ist auch unter 
www.fuchs.com/hauptversammlung zugänglich. 
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8.  Beschlussfassung über die Umstellung von Inhaberaktien 
auf Namensaktien und die Änderungen der Überschrift 
von § 6 sowie die Änderung von § 6 Abs. 1 und Abs. 2 und 
§ 19 Abs. 6 und Abs. 7 der Satzung

Derzeit ist das Grundkapital der Gesellschaft in Stückaktien einge-
teilt, welche auf den Inhaber lauten. Es ist beabsichtigt, die Aktien 
der FUCHS PETROLUB SE auf Namensaktien umzustellen. Namens-
aktien haben Vorteile sowohl bei der Kapitalmarktkommunika-
tion als auch bei der direkten Aktionärskommunikation. Eine Vin-
kulierung der Aktien ist nicht vorgesehen. Im Zuge der Umstellung 
auf Namensaktien ist auch eine Anpassung der Einberufungsvor-
schriften erforderlich.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen: 

a)  Die bei Wirksamwerden der Satzungsänderung unter nach-
folgend b) bestehenden auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien der Gesellschaft werden unter Beibehaltung 
der bisherigen Stückelung in Namensaktien umgewandelt. 
Der Vorstand wird ermächtigt, alles Erforderliche und Not-
wendige für die Umwandlung der Inhaberaktien in Namens-
aktien zu veranlassen.

b)  Die Überschrift von § 6 (Aktienarten) sowie § 6 Abs. 1 und 
Abs. 2 der Satzung der FUCHS PETROLUB SE werden geän-
dert und wie folgt insgesamt neu gefasst:

„§ 6 Aktien

1.  Die Aktien lauten auf den Namen. Die Aktionäre der 
Gesellschaft haben der Gesellschaft zur Eintragung in das 
Aktienregister die gesetzlich vorgeschriebenen Angaben 
zu machen.

2.  Trifft im Falle einer Kapitalerhöhung der Erhöhungsbe-
schluss keine Bestimmung darüber, ob die neuen Aktien 
auf den Inhaber oder auf den Namen lauten sollen, so 
lauten sie ebenfalls auf den Namen.“
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c)  § 19 Abs. 1 Satz 1 der Satzung der FUCHS PETROLUB SE wird 
geändert und wie folgt insgesamt neu gefasst:

„Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Aus-
übung des Stimmrechts sind diejenigen Aktionäre berech-
tigt, die im Aktienregister der Gesellschaft eingetragen sind 
und deren Anmeldung der Gesellschaft unter der in der Ein-
berufung hierfür mitgeteilten Adresse in Textform (§ 126b 
BGB) und in deutscher oder englischer Sprache mindestens 
sechs Tage vor der Hauptversammlung zugeht.“

d)  § 19 Abs. 6 wird ersatzlos gestrichen und § 19 Abs. 7 wird 
ohne inhaltliche Änderung zu § 19 Abs. 6. 

9.  Beschlussfassung über die Änderungen von § 13 Abs. 2 
der Satzung 

§ 13 Abs. 2 der Satzung soll geändert und neu gefasst werden. 
Die Änderung dient der Klarstellung, dass für die Einberufung von 
Sitzungen des Aufsichtsrats auch moderne Medien, wie E-Mail 
bzw. andere elektronische Medien genutzt werden können.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen: 

§ 13 Abs. 2 der Satzung der FUCHS PETROLUB SE wird geän-
dert und wie folgt insgesamt neu gefasst:

„Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzen-
den, im Falle seiner Verhinderung durch seinen vertretungs-
berechtigten Stellvertreter, unter Angabe der Tagesord-
nung, des Tagungsortes und der Tagungszeit mit einer Frist 
von zwei Wochen schriftlich, fernmündlich, durch Telefax, 
per E-Mail oder mittels eines anderen elektronischen Medi-
ums oder mündlich einberufen. In dringenden Fällen kann 
der Vorsitzende bzw. sein vertretungsberechtigter Stellver-
treter diese Frist angemessen verkürzen.“
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1.  Anlage zu Tagesordnungspunkt 6: Vergütungssystem 
für die Vorstandsmitglieder

a) Allgemeines
Maßgeblich für die Vergütung der Mitglieder des Vorstands 
sind die folgenden Kriterien:

    die Aufgaben des einzelnen Vorstandsmitglieds,
    die Leistung des gesamten Vorstands,
    die wirtschaftliche Lage des Unternehmens,
    der Erfolg und die Zukunftsaussichten des Unternehmens,
    die Üblichkeit der Vergütung unter Berücksichtigung eines 

horizontalen wie vertikalen Vergleichs 

Das System zur Vergütung der Vorstandsmitglieder setzt somit 
Anreize für eine erfolgreiche Umsetzung der Unternehmensstra-
tegie sowie für eine langfristige Entwicklung der Gesellschaft.

aa) Verfahren zur Festsetzung der Vergütungshöhe 
Der Aufsichtsrat ist kraft Gesetzes das zuständige Organ für 
die Festsetzung, Überprüfung und Umsetzung der Vergü-
tung bzw. des Vergütungssystems für die Mitglieder des Vor-
stands. Die Vorbereitung der betreffenden Entscheidungen 
des Aufsichtsrats ist dem Personalausschuss zugewiesen.

Auf Basis des Vergütungssystems setzt der Aufsichtsrat die 
Ziel- und Maximalvergütung für den Vorstand vorab für meh-
rere Jahre fest. Zudem legt er die auf den nachhaltigen Unter-
nehmenserfolg ausgerichteten langfristigen Ziele für die 
Bemessung des Leistungsfaktors ebenfalls vorab für mehrere 
Jahre fest. Die Ziele orientieren sich an den strategischen Leit-
linien von FUCHS und beziehen sich auf den Gesamtvor-
stand. Der Aufsichtsrat achtet hierbei auf eine Angemessen-
heit der Vorstandsvergütung unter Berücksichtigung eines 
horizontalen und vertikalen Vergleichs. Die Vorbereitung der 
Beschlüsse erfolgt jeweils durch den Personalausschuss.

II.  Anlagen zu  
Tagesordnungspunkten
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Der Personalausschuss des Aufsichtsrats erarbeitet im 
Dezember eines Kalenderjahres eine Empfehlung über die 
Zielerreichung des Vorstands im Hinblick auf den Leistungs-
faktor. Basierend auf dieser Empfehlung trifft dann der Auf-
sichtsrat in seiner Sitzung im Dezember seine Entscheidung. 
In der Aufsichtsratssitzung im März, in der auch über die 
Feststellung des Jahresabschlusses Beschluss gefasst wird, 
trifft dann der Aufsichtsrat die finale Entscheidung über die 
Festlegung der variablen Vergütung für das vorhergehende 
Geschäftsjahr. 

Horizontaler Vergleich:
Als Orientierung für die Festsetzung ist eine Vergleichsgruppe 
von verschiedenen MDAX Unternehmen definiert, die im Hinblick 
auf ihre Zugehörigkeit zur Chemie-Branche, ihre Art des 
Geschäfts oder ihren Hauptaktionär (börsennotierte Gesellschaf-
ten mit einer Familie als Mehrheitsaktionär) ausgewählt sind, 
wobei Besonderheiten wie z.B. Unternehmensgröße, Profitabili-
tät und Vergütungsstruktur beachtet werden. Unter Berücksichti-
gung dieser Kriterien soll den Mitgliedern des Vorstands inner-
halb der regulatorischen Vorgaben eine marktübliche und 
zugleich wettbewerbsfähige Vergütung angeboten werden. Die 
Peergroup besteht aus den Unternehmen Brenntag AG, Dürr AG, 
Knorr-Bremse AG, Lanxess AG und Symrise AG. Bezogen auf das 
Jahr 2019 beträgt die durchschnittliche Mindestgesamt- bzw. 
Maximalgesamtvergütung der Peergroup das 1,2-Fache (Mindest-
gesamtvergütung) bzw. 1,5-Fache (Maximalgesamtvergütung) 
eines ordentlichen Vorstandsmitglieds der FUCHS PETROLUB SE. 

Vertikaler Vergleich:
Auch die unternehmensinterne Vergütungsstruktur wird bei der 
Festsetzung der Vergütung für die Mitglieder des Vorstands her-
angezogen. Die vertikale Überprüfung erfolgt hierbei gemäß der 
Empfehlung des Deutschen Corporate Governance Kodex mit 
zwei Vergleichsgruppen. Zum einen wird die Relation der Vor-
standsvergütung im Verhältnis zum Personalaufwand für die 
gesamte Konzern-Belegschaft berücksichtigt. Zum anderen 
erfolgt ein Vergleich mit der Vergütung der oberen Führungs-
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kräfte innerhalb des Konzerns. Die Vergleichsgruppe besteht aus 
den Mitgliedern des Group Management Committee (Mitglieder 
des Vorstands ausgenommen) sowie den Geschäftsführern der 
Konzerngesellschaften.

bb)  Überprüfung des Vergütungssystems 
Das System zur Vergütung der Mitglieder des Vorstands wird 
jährlich durch den Aufsichtsrat überprüft. Der Personalausschuss 
nimmt hierzu einen horizontalen und vertikalen Vergleich vor. Im 
Falle eines Anpassungsbedarfs bereitet der Personalausschuss 
eine Beschlussempfehlung für den Aufsichtsrat vor. 

Gemäß den Vorgaben des § 120a AktG wird der Hauptver-
sammlung das Vergütungssystem bei wesentlichen Änderun-
gen, jedoch mindestens alle vier Jahre zur Billigung vorgelegt. 
Hat die Hauptversammlung das Vergütungssystem nicht 
gebilligt, so ist spätestens in der darauffolgenden ordentli-
chen Hauptversammlung ein überprüftes Vergütungssystem 
zum Beschluss vorzulegen.

cc) Interessenkonflikte
Durch die Zuständigkeit des Aufsichtsrats für die Festsetzung, 
Überprüfung und Umsetzung des Systems für die Vergütung 
der Mitglieder des Vorstands werden mögliche Interessenkon-
flikte grundsätzlich vermieden. In der Vergangenheit sind keine 
Interessenkonflikte einzelner Mitglieder des Aufsichtsrats im 
Rahmen von Entscheidungen des Aufsichtsrats bzw. des Perso-
nalausschusses betreffend das Vergütungssystem der Mitglie-
der des Vorstands aufgetreten. Für den Fall, dass in der Zukunft 
Interessenkonflikte auftreten sollten, gelten die allgemeinen 
Regeln für den Umgang mit Interessenkonflikten im Aufsichts-
rat der FUCHS PETROLUB SE. Danach hat das betreffende Auf-
sichtsratsmitglied unverzüglich den Interessenkonflikt offenzu-
legen. Der Aufsichtsratsvorsitzende entscheidet dann, ob das 
betreffende Aufsichtsratsmitglied an der Sitzung teilnimmt und 
Informationen erhält. Im Falle eines wesentlichen und nicht nur 
vorübergehenden Interessenkonflikts hat das betreffende Auf-
sichtsratsmitglied sein Amt niederzulegen.
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b) Komponenten der Vergütung
Die Vergütung der Mitglieder des Vorstands setzt sich aus 
erfolgsunabhängigen und erfolgsabhängigen Komponenten 
zusammen. Diese Komponenten bestehen aus den nachfol-
genden Bestandteilen:

    Erfolgsunabhängige Vergütung:
    Festvergütung
   Nebenleistungen
   Versorgungsaufwendungen

 
    Erfolgsabhängige Vergütung:

    STI (Short-Term-Incentive) im Sinne einer kurzfristigen, 
einjährigen Vergütung

    LTI (Long-Term-Incentive) im Sinne einer langfristigen, 
mehrjährigen Vergütung

Im Falle eines unterjährigen Vertragsbeginns sowie im Falle einer 
unterjährigen Vertragsbeendigung werden die Festvergütung 
sowie die erfolgsabhängige Vergütung zeitanteilig gewährt.

aa) Erfolgsunabhängige Vergütung
Die erfolgsunabhängige Vergütung ist eine fixe, auf das 
Gesamtjahr bezogene Vergütung, die in 13 gleichen Teil-
beträgen ausgezahlt wird (im Monat November werden 
zwei Teilbeträge ausgezahlt). Die jährliche Festvergütung 
beträgt für den Vorstandsvorsitzenden Euro 880.000, für 
die weiteren Mitglieder des Vorstands jeweils Euro 
550.000.

Die Festvergütung wird durch vertraglich zugesicherte Neben-
leistungen ergänzt. Diese beinhalten folgende Leistungen:
    Geldwerte Vorteile aus der privaten Nutzung des Dienst-

wagens 
    Geldwerte Vorteile aus der Unfallversicherung
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Im Hinblick auf die Versorgungszusagen wird wie folgt differenziert:
    Die Versorgungszusagen der vor dem 1. Januar 2016 bestellten 
Vorstandsmitglieder entsprechen einem prozentualen Anteil der 
durchschnittlichen Festvergütung der letzten drei Jahre vor Be  -
endigung des Dienstvertrags. Dieser prozentuale Anteil be trägt 
maximal 40 % und wird über die Bestelldauer als Vorstandsmit-
glied sukzessive erdient. Die entsprechende Pensionsrückstel-
lung wird nach dem Anwartschaftsbarwertverfahren ermittelt. 
Als jährlicher Versorgungsaufwand wird der laufende Dienstzeit-
aufwand ausgewiesen, der in Abhängigkeit vom anzusetzenden 
Marktzinssatz stärkeren Schwankungen unterliegen kann.

    Seit dem 1. Januar 2016 bestehen für neu hinzugekommene 
Mitglieder des Vorstands Versorgungszusagen über die Allianz 
Unterstützungskasse. Über die Entrichtung von Beitragszahlun-
gen an diese zweckgebundene Versorgungskasse hinaus be  steh-
     en keine weiteren Verpflichtungen. Die jährlichen Zahlungen 
werden als Versorgungsaufwand ausgewiesen.

Der reguläre Pensionsfall tritt ein, wenn der Vorstandsvertrag 
mit oder nach Vollendung des 65. Lebensjahres endet.

bb) Erfolgsabhängige Vergütung
Die erfolgsabhängige Vergütung für den STI und LTI be  -
rechnet sich einheitlich gemäß folgender Formel:

LeistungsfaktorFVA ×

 
Von dem ermittelten Wert erhält der Vorstandsvorsitzende 
einen Anteil von 0,64 % und die weiteren Mitglieder des Vor-
stands jeweils einen Anteil von 0,32 %. Die erfolgsabhängige 
Vergütung wird im März nach der Sitzung des Aufsichtsrats 
über die Feststellung des Jahresabschlusses des vorhergehen-
den Geschäftsjahres ausgezahlt.
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FVA (Fuchs Value Added)
Der FVA ist die zentrale Führungskennzahl der FUCHS-Gruppe. Er 
wird für die variable Vergütung des lokalen, regionalen und glo-
balen Managements herangezogen. 

Der FVA als ökonomischer Gewinn verkörpert einen ganzheitli-
chen Ansatz, der sowohl den Ertrag als auch das eingesetzte 
Kapital berücksichtigt. Er ist somit Ausprägung der strategischen 
Zielsetzung und auf Langfristigkeit ausgerichtet:

EBIT
Kapital- 

kostensatz  
(WACC)

Eingesetztes  
Kapital

FVA = – ×

Die relevante Ertragskennzahl ist das EBIT (Ergebnis vor Zinsen 
und Steuern). Das EBIT zeigt die operative Leistungsfähigkeit 
unbeeinflusst von Finanzierungs- und Steuereffekten.

Das eingesetzte Kapital spiegelt sich in der Vermögens- und Finanz-
lage wider. Der Kapitaleinsatz wird maßgeblich von den Sachan-
lageinvestitionen, den Investitionen in Immaterielle Vermögens-
werte sowie von der Entwicklung des Nettoumlaufvermögens 
(NOWC) beeinflusst. Das Anlagevermögen sowie Akquisitionen 
werden über Investitionsrechnungen gesteuert, während das 
NOWC durch die gezielte Steuerung seiner Bestandteile (Vorräte 
sowie Forderungen und Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen) kontrolliert wird. Das eingesetzte Kapital für ein 
Geschäftsjahr wird anhand der verzinslichen Finanzierungsquellen 
des Konzerns ermittelt und errechnet sich als Durchschnitt der 
Bestandsgrößen zu fünf Quartalsstichtagen, beginnend mit dem 
31. Dezember des vorangegangenen Jahres.
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Das eingesetzte Kapital (Capital Employed) errechnet sich somit 
über fünf Stichtage wie folgt:

Pensions-
rückstellungen  

(netto)

Eigen- 
kapital

Finanz- 
  verbind- 

lich keiten

Liquide 
Mittel 

planmäßige 
Firmenwertabschreibungen 

früherer Jahre  
(bis 2004: 85 Mio €)

Eingesetztes Kapital  
(Capital Employed)

=

–+ +

+

Für die Berechnung der Kosten des eingesetzten Kapitals wird ein 
durchschnittlich gewichteter Kapitalkostensatz (WACC) verwen-
det, der auf Basis des Capital Asset Pricing Model (CAPM) ermittelt 
wird. Die Höhe des WACC wird jährlich zum Bilanzstichtag auf der 
Grundlage aktueller Kapitalmarktdaten überprüft und gegebenen-
falls angepasst. In die FVA Berechnung fließt der WACC als Vor-
steuerzinssatz ein, da auch die Ertragskomponente als Vorsteuer-
größe (EBIT) berücksichtigt wird. 

Nur wenn der erwirtschaftete Ertrag über den Kosten des einge-
setzten Kapitals liegt, wird Wert geschaffen und es entsteht ein 
Anspruch auf variable Vergütung.

Mit der Feststellung des Jahresabschlusses bzw. der Billigung des 
Konzernabschlusses ist der FVA für das betreffende Geschäftsjahr 
festgesetzt.

Leistungsfaktor
Der Leistungsfaktor misst die jährliche Erreichung der vereinbar-
ten langfristig ausgerichteten Ziele und wird jährlich einheitlich 
für alle Mitglieder des Vorstands durch den Aufsichtsrat festge-
setzt. Die Spanne des Leistungsfaktors reicht hierbei von mindes-
tens 0,75 (entspricht einer Zielerreichung von 75 %) bis maximal 
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1,25 (entspricht einer Zielerreichung von 125 %). Der Leistungs-
faktor berücksichtigt neben profitablem Wachstum und effizien-
tem Cash Management den Ausbau der technischen Kompetenz 
und damit die fortschreitende Penetrierung der Märkte mit Spe-
zialschmierstoffen. Weitere Aspekte sind die Einhaltung einer 
guten Corporate Governance, die kontinuierliche Personalent-
wicklung, die Etablierung und Weiterentwicklung des Nachhal-
tigkeitskonzepts sowie die Schaffung von Stakeholder Value mit 
Blick auf die soziale Verantwortung von FUCHS. Die Ziele orientie-
ren sich an den strategischen Leitlinien von FUCHS und beziehen 
sich auf den Gesamtvorstand.

Der Zielerreichungsgrad und damit der Leistungsfaktor wird jähr-
lich im Dezember in einer Gesamtschau ermittelt, d.h. es erfolgt 
keine dezidierte Einzelbewertung und Gewichtung der verschie-
denen Aspekte. Der Aufsichtsrat entscheidet hierüber auf Basis 
der vom Personalausschuss vorgeschlagenen Zielerreichung.

Die variable Vergütung setzt sich wie folgt zusammen:
    45 % Short-Term-Incentive (STI) 
    55 % Long-Term-Incentive (LTI) 

Da sowohl STI als auch LTI vom FVA und dem Leistungsfaktor 
abhängen, sind letztlich beide auf den langfristigen Unterneh-
menserfolg und somit auf eine mehrjährige Bemessungsgrund-
lage ausgelegt. Die Differenzierung ist im Hinblick auf die weitere 
Pflicht zur Verwendung des LTI von Bedeutung. 

Die Mitglieder des Vorstands sind verpflichtet, mehr als die Hälfte 
des LTI innerhalb von zwei Wochen nach Auszahlung in Vorzugsak-
tien (ISIN DE0005790430) der FUCHS PETROLUB SE zu investieren. 
Hierdurch ist sichergestellt, dass entsprechend der Empfehlung des 
Deutschen Corporate Governance Kodex unter Berücksichtigung 
der jeweiligen Steuerbelastung die variable Vergütung überwie-
gend aktienbasiert gewährt wird. Die erworbenen Vorzugsaktien 
stellen demnach keine zusätzliche Vergütung für die Mitglieder des 
Vorstands dar. Die erworbenen Vorzugsaktien unterliegen gemäß 
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den Vorgaben des Deutschen Corporate Governance Kodex einer 
Veräußerungssperre von vier Jahren. Die Haltefrist beginnt jeweils 
mit der Einbuchung in die individuellen Wertpapierdepots und ist 
auch für den Fall der vorzeitigen Beendigung des Vorstandsver-
trags vollständig einzuhalten. In dieser Zeit unterliegen die von den 
Mitgliedern des Vorstands gehaltenen Aktien sämtlichen Chancen 
und Risiken der Kapitalmarktentwicklung. Die Vorzugsaktien wer-
den einheitlich für alle Mitglieder des Vorstands erworben, um ein-
heitliche Erwerbskonditionen sicherzustellen.

cc) Ziel- und Maximalvergütung  
Die Zielvergütung ist der Wert, der einem Vorstand für ein 
Geschäftsjahr insgesamt zufließt, wenn die Zielerreichung 
bei sämtlichen Vergütungskomponenten 100 % beträgt. 
Die Zielerreichung wird im Vergütungssystem durch den 
Leistungsfaktor ausgedrückt. Eine Zielerreichung von 
100 % entspricht einem Leistungsfaktor von 1,0. Die Ziel-
vergütung beträgt das 2,5-Fache der Festvergütung. Für 
den Vorstandsvorsitzenden beträgt die Zielvergütung Euro 
2.200.000, für ordentliche Mitglieder des Vorstands Euro 
1.375.000. Die Ziel-Gesamtvergütung umfasst neben der 
Zielvergütung auch die individuellen Nebenleistungen und 
Versorgungsaufwendungen. 

Die Maximalvergütung ist das 4-Fache der Festvergütung. Für 
den Vorstandsvorsitzenden beträgt die Maximalvergütung 
Euro 3.520.000, für ordentliche Mitglieder des Vorstands Euro 
2.200.000. Die Maximalgesamtvergütung umfasst neben der 
Maximalvergütung auch die individuellen Nebenleistungen 
(angemessener Dienstwagen und Unfallversicherung) und Ver-
sorgungsaufwendungen. Die Versorgungsaufwendungen be-
tragen für die vor dem 1. Januar 2016 bestellten Mitglieder des 
Vorstands maximal 40 % der durchschnittlichen Festvergütung 
der letzten drei Jahre vor Beendigung des Dienstvertrags. Bei 
den übrigen Mitgliedern des Vorstands sind die Versor-
gungszusagen beitragsorientiert und betragen Euro 220.000 
jährlich. Vor dem Hintergrund der Volatilität der jährlichen 
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versicherungsmathematischen Berechnung der Vorsorgeauf-
wendungen für die erstmals vor dem 1. Januar 2016 bestellten 
Mitglieder des Vorstands beträgt der Höchstbetrag für die 
Summe der individuellen Nebenleistungen und Vorsorgeauf-
wendungen Euro 600.000 für den Vorstandsvorsitzenden und 
Euro 400.000 für die ordentlichen Mitglieder des Vorstands. 
Hieraus ergibt sich demnach eine Maximalgesamtvergütung 
für den Vorstandsvorsitzenden von Euro 4.120.000, für ordent-
liche Mitglieder des Vorstands Euro 2.600.000.

Der Anteil der Festvergütung, des STI und des LTI an der Ziel-
vergütung, an der Maximalvergütung (jeweils ohne Neben-
leistungen und Versorgungszusagen), an der Ziel-Gesamtver-
gütung bzw. an der Maximalgesamtvergütung (jeweils 
Nebenleistungen und Versorgungszusagen der Festvergü-
tung zugeordnet) ist wie folgt:

in %
Ziel- 

vergütung

Maxi- 
malver-
gütung

Ziel- 
Gesamt-

ver- 
gütung

Maxi- 
malge-

samtver-
gütung

Festvergü-
tung 40 25 ≈ 48 36 

Variable  
Vergütung 60 75 ≈ 52 64 

davon STI 27 34 ≈ 23 29 

davon LTI 33 41 ≈ 29 35 

Der Anteil der Festvergütung sowie der variablen Vergütung an 
der Ziel-Gesamtvergütung kann aufgrund von jährlichen Schwan-
kungen bezüglich der gewährten Nebenleistungen bzw. der Ver-
sorgungszusagen variieren. Im Regelfall sollen die Zielbeträge der 
variablen Vergütungsbestandteile die festen Vergütungsbestand-
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versicherungsmathematischen Berechnung der Vorsorgeauf-
wendungen für die erstmals vor dem 1. Januar 2016 bestellten 
Mitglieder des Vorstands beträgt der Höchstbetrag für die 
Summe der individuellen Nebenleistungen und Vorsorgeauf-
wendungen Euro 600.000 für den Vorstandsvorsitzenden und 
Euro 400.000 für die ordentlichen Mitglieder des Vorstands. 
Hieraus ergibt sich demnach eine Maximalgesamtvergütung 
für den Vorstandsvorsitzenden von Euro 4.120.000, für ordent-
liche Mitglieder des Vorstands Euro 2.600.000.

Der Anteil der Festvergütung, des STI und des LTI an der Ziel-
vergütung, an der Maximalvergütung (jeweils ohne Neben-
leistungen und Versorgungszusagen), an der Ziel-Gesamtver-
gütung bzw. an der Maximalgesamtvergütung (jeweils 
Nebenleistungen und Versorgungszusagen der Festvergü-
tung zugeordnet) ist wie folgt:

in %
Ziel- 

vergütung

Maxi- 
malver-
gütung

Ziel- 
Gesamt-

ver- 
gütung

Maxi- 
malge-

samtver-
gütung

Festvergü-
tung 40 25 ≈ 48 36 

Variable  
Vergütung 60 75 ≈ 52 64 

davon STI 27 34 ≈ 23 29 

davon LTI 33 41 ≈ 29 35 

Der Anteil der Festvergütung sowie der variablen Vergütung an 
der Ziel-Gesamtvergütung kann aufgrund von jährlichen Schwan-
kungen bezüglich der gewährten Nebenleistungen bzw. der Ver-
sorgungszusagen variieren. Im Regelfall sollen die Zielbeträge der 
variablen Vergütungsbestandteile die festen Vergütungsbestand-

teile (Grundvergütung, Nebenleistungen und Versorgungszusa-
gen) übersteigen. Durch die Vergütungssystematik ist sicherge-
stellt, dass der Anteil des LTI stets den Anteil des STI übersteigt. 
Damit und durch die Langfristigkeit des FVA-Modells und des 
Leistungsfaktors richtet der Aufsichtsrat die Vorstandsvergütung 
auf die langfristige Unternehmensentwicklung aus.

c) Vertragliche Vereinbarungen
aa)  Vertragslaufzeiten und Zusagen bei vorzeitiger  

Beendigung
Die grundlegenden Regelungen zur Vorstandsvergütung 
sind mit den Mitgliedern des Vorstands in deren Dienstver-
trägen geregelt. Im Hinblick auf die variable Vergütung und 
die für die Bemessung des Leistungsfaktors relevanten Kri-
terien bestehen Zusatzvereinbarungen mit den Mitgliedern 
des Vorstands, die eine mehrjährige Geltungsdauer haben.

Die Laufzeit der Dienstverträge entspricht – vorbehaltlich 
einer vorherigen einvernehmlichen Änderung – der Bestellpe-
riode. Bei der Bestellung und Wiederbestellung von Mitglie-
dern des Vorstands werden die aktienrechtlichen Vorgaben 
und die Empfehlungen des Deutschen Corporate Governance 
Kodex eingehalten. Die Erstbestellung erfolgt in der Regel für 
längstens drei Jahre. Wiederbestellungen der Amtszeit erfol-
gen für eine maximale Dauer von fünf Jahren.

Die Dienstverträge sehen für den Fall, dass die Vorstandstätig-
keit ohne wichtigen Grund vorzeitig endet, in Entsprechung 
der Empfehlungen des Deutschen Corporate Governance 
Kodex eine Ausgleichszahlung vor, deren Höhe auf maximal 
zwei Jahresvergütungen (Summe der Gesamtvergütung der 
letzten zwei vorhergehenden Geschäftsjahre) begrenzt ist und 
nicht mehr als die Restlaufzeit des Dienstvertrags vergütet 
(Cap), wobei eine vorzeitige Auszahlung variabler Vergütungs-
bestandteile für den Fall einer vorzeitigen Vertragsauflösung 
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nicht erfolgt. Für den Fall eines Kontrollwechsels sind weder 
vertragliche Sonderkündigungsrechte noch Abfindungen vor-
gesehen. Dies gilt auch für den Fall einer nicht nur vorüberge-
henden Arbeitsunfähigkeit eines Mitglieds des Vorstands. Im 
Falle einer vorübergehenden Arbeitsunfähigkeit werden dem 
betreffenden Mitglied des Vorstands für die Dauer von sechs 
Monaten die vertraglich festgelegten Bezüge weiterbezahlt.

bb)  Außergewöhnliche Entwicklungen für variable  
Vergütung
Für den Fall, dass außergewöhnliche Entwicklungen eintre-
ten, hat der Aufsichtsrat die Möglichkeit, die nach den vor-
genannten Vorgaben ermittelte variable Vergütung zu 
adjustieren und auf einen geringeren oder höheren Betrag 
festzusetzen.

cc)  Claw-back-Regelungen für die variable Vergütung
Die FUCHS PETROLUB SE hat ein vertragliches Recht, bereits an 
die Mitglieder des Vorstands gewährte variable Vergütungs-
bestandteile ganz oder teilweise zurückzufordern. Das Rück-
forderungsrecht greift, falls sich nach Auszahlung der variab-
len Vergütung herausstellt, dass die hierfür we sentlichen 
Kennzahlen aufgrund objektiver Fehlerhaftigkeit nach den für 
die Rechnungslegung maßgebenden Vor  schriften nachträg-
lich korrigiert werden mussten und sich bei Zugrundelegung 
der korrigierten Kennzahlen keine oder geringere Bezüge 
ergeben hätten.

dd)  Übernahme von konzerninternen und konzern-
externen Mandaten
Für den Fall, dass Mitglieder des Vorstands in Unternehmen, 
die mit der FUCHS PETROLUB SE verbunden sind, Aufsichts-
rats- oder sonstige Mandate übernehmen, erfolgt dies ohne 
gesonderte Vergütung. Sofern eine Vergütung für ein kon-
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zerninternes Mandat ausnahmsweise nicht ausgeschlossen 
werden kann, erfolgt abhängig von der Art der Vergütung 
eine Anrechnung auf die übrige Vergütung des betreffenden 
Vorstandsmitglieds oder wird diese vom betreffenden Mit-
glied des Vorstands an die FUCHS PETROLUB SE abgetreten.

Die Übernahme von Aufsichtsrats- oder ähnlichen Manda-
ten bei konzernexternen Gesellschaften bedarf der Zustim-
mung durch den Aufsichtsrat. Der Aufsichtsrat entscheidet 
dabei im jeweiligen Einzelfall über eine etwaige Anrech-
nung der Vergütung. Bisher hat er davon abgesehen.

ee) Nachvertragliches Wettbewerbsverbot
Die Mitglieder des Vorstands unterliegen einem nachver-
traglichen Wettbewerbsverbot von zwölf Monaten, auf das 
die FUCHS PETROLUB SE vor Beendigung des Dienstverhält-
nisses verzichten kann. In diesem Fall entfällt der Entschädi-
gungsanspruch mit Ablauf eines Jahres seit der Erklärung, 
gleich ob das Dienstverhältnis dann noch besteht. Für diese 
Dauer des Wettbewerbsverbots erhalten sie eine Entschädi-
gung in Höhe der Hälfte der vertragsgemäßen Vergütung. 
Für die variablen Bestandteile wird der Durchschnitt der 
letzten drei Jahre zugrunde gelegt. Anderweitige Einkünfte 
werden bei der Entschädigung berücksichtigt. Die Entschä-
digung wird auf eine eventuelle Abfindungszahlung gemäß 
der Empfehlung des Deutschen Corporate Governance 
Kodex angerechnet.

Die Darstellung des Vergütungssystems für die Mitglieder des 
Vorstands ist auch über die Internetseite der Gesellschaft 
unter www.fuchs.com/hauptversammlung zugänglich.
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2.  Anlage zu Tagesordnungspunkt 7: Vergütung der 
Aufsichtsratsmitglieder (Vergütungssystem)

a)  Verfahren zur Überprüfung der Struktur und Höhe 
der Vergütung
Der Aufsichtsrat überprüft regelmäßig die Vergütung seiner Mit-
glieder. Die Struktur und die Höhe der Aufsichtsratsvergütung 
werden hierbei unter Berücksichtigung der Vergütung bei ande-
ren vergleichbaren Unternehmen auf Ihre Angemessenheit 
überprüft. Da sich die Tätigkeit eines Aufsichtsratsmitglieds 
grundsätzlich von der Tätigkeit eines Arbeitnehmers der Gesell-
schaft unterscheidet, erfolgt kein vertikaler Vergleich der Auf-
sichtsratsvergütung mit der Vergütung der Mitarbeiter der 
Gesellschaft. 

Durch die Angemessenheit der Aufsichtsratsvergütung ist 
sichergestellt, dass die FUCHS PETROLUB SE auch weiterhin in 
der Lage ist, hervorragend qualifizierte Kandidaten für eine 
Mitgliedschaft im Aufsichtsrat zu gewinnen. Dadurch trägt 
die Aufsichtsratsvergütung nachhaltig zur Förderung der 
Ge schäft sstrategie sowie zur langfristigen Entwicklung der 
Gesellschaft bei.

Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder ist abschließend in 
§ 16 der Satzung der FUCHS PETROLUB SE geregelt; Neben- 
oder Zusatzvereinbarungen bestehen nicht. Die Vergütungsre-
geln gelten gleichermaßen sowohl für Anteilseignervertreter 
als auch Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat. 

b)  Interessenkonflikte
Die Mitglieder des Aufsichtsrats sind aufgrund der gesetzlich 
vorgesehenen Kompetenzverteilung in das Verfahren für die 
Überprüfung ihres Vergütungssystems eingebunden. Dem 
damit verbundenen Interessenkonflikt wird begegnet, indem 
die Entscheidung über die letztendliche Ausgestaltung des 
Vergütungssystems kraft Gesetzes der Hauptversammlung 
zugewiesen ist und der entsprechende Beschlussvorschlag von 
Vorstand und Aufsichtsrat unterbreitet wird.
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c) Komponenten der Vergütung
aa)  Festvergütung

Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten neben dem Ersatz 
ihrer Auslagen eine feste, nach Ablauf des Geschäftsjahres 
zahlbare Vergütung von Euro 85.000. Die Gewährung einer 
reinen Festvergütung entspricht der gängigen überwiegen-
den Praxis in anderen börsennotierten Gesellschaften. Vor-
stand und Aufsichtsrat sind der Überzeugung, dass eine 
reine Festvergütung der Aufsichtsratsmitglieder am besten 
geeignet ist, um die herausgehobene Stellung, die gewach-
senen und zunehmend komplexer werdenden Aufgaben 
sowie die Verantwortung der Mitglieder des Aufsichtsrats zu 
berücksichtigen. Eine reine Festvergütung der Aufsichtsrats-
mitglieder ist auch in der Anregung G.18 Satz 1 des Deut-
schen Corporate Governance Kodex (DCGK) vorgesehen.

 
bb)  Erhöhte Vergütung für Vorsitzenden und stellver-

tretenden Vorsitzenden des Aufsichtsrats
Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält das Doppelte und 
der stellvertretende Vorsitzende das Anderthalbfache der 
jährlichen Festvergütung. Die erhöhte Vergütung trägt dem 
höheren zeitlichen Aufwand des Vorsitzenden und des stell-
vertretenden Vorsitzenden Rechnung und entspricht der 
Empfehlung G.17 des Deutschen Corporate Governance 
Kodex (DCGK).

cc)  Verpflichtung zum Erwerb von Vorzugsaktien
Mindestens 20 % der Festvergütung ist in Vorzugsaktien 
der Gesellschaft mit einer Haltefrist von vier Jahren anzule-
gen, wobei diese Haltefrist auch im Falle des Ausscheidens 
aus dem Aufsichtsrat nicht entfällt. 

dd)  Vergütung für Ausschusstätigkeiten
Für die Tätigkeit im Prüfungsausschuss erhalten die Mit-
glieder eine feste, nach Ablauf des Geschäftsjahres zahl-
bare Vergütung von Euro 20.000, für die Tätigkeit im Per-
sonalausschuss entsprechend Euro 10.000. Der Vorsitzende 
des Prüfungs- bzw. Personalausschusses erhält jeweils das 
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Doppelte der vorgenannten Beträge. Die erhöhte Vergü-
tung trägt dem höheren zeitlichen Aufwand für die Aus-
schusstätigkeit Rechnung und entspricht der Empfehlung 
G.17 des Deutschen Corporate Governance Kodex (DCGK).

ee)  Vergütung bei unter jährigem Eintritt oder  
Ausscheiden aus dem Aufsichtsrat
Aufsichtsrats- und Ausschussmitglieder, die dem Aufsichts-
rat oder Ausschuss nicht während eines vollen Geschäftsjah-
res angehört haben, erhalten eine zeitanteilige Vergütung. 

d) D&O-Versicherung
Die FUCHS PETROLUB SE hat eine D&O-Versicherung (Vermö-
gensschaden-Haftpflichtversicherung) abgeschlossen, in deren 
Deckung die Tätigkeit der Mitglieder des Aufsichtsrats einge-
schlossen ist. 
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1.  Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der 
Einberufung; freie Verfügbarkeit der Aktien
Das Grundkapital der Gesellschaft in Höhe von Euro 139.000.000 ist 
im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung eingeteilt in 
139.000.000 Stückaktien mit einem rechnerischen Anteil am Grund-
kapital von Euro 1,00 je Stückaktie. Hiervon sind 69.500.000 Stück 
Stammaktien und 69.500.000 Stück Vorzugsaktien. Jede der 
69.500.000 Stück Stammaktien gewährt in der ordentlichen Haupt-
versammlung bei den unter Tagesordnungspunkten 2 bis 9 ange-
kündigten Beschlussfassungen eine Stimme. Die Gesellschaft hält 
keine eigenen Aktien.

Die Aktien werden durch eine Anmeldung zur Hauptversammlung 
nicht blockiert; Aktionäre können deshalb über ihre Aktien auch 
nach erfolgter Anmeldung weiterhin frei verfügen. 

2.  Durchführung der Hauptversammlung als virtuelle 
Hauptversammlung ohne physische Präsenz der  
Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten 
Das COVID-19-Gesetz eröffnet die Möglichkeit, Hauptversammlun-
gen auch im Jahr 2021 ohne physische Präsenz der Aktionäre oder 
ihrer Bevollmächtigten abzuhalten (virtuelle Hauptversammlung). 
Angesichts der auf absehbare Zeit andauernden COVID-19-Pande-
mie hat der Vorstand der FUCHS PETROLUB SE mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats entschieden, von dieser Möglichkeit Gebrauch zu 
machen. Die ordentliche Hauptversammlung 2021 der Gesellschaft 
wird daher als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz 
der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der 
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) abgehalten.

Die Aktionäre und ihre Bevollmächtigten (mit Ausnahme der von der 
Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) können demzufolge 
nicht physisch an der Hauptversammlung teilnehmen. Sie haben viel-
mehr die nachstehend aufgezeigten Möglichkeiten zur Teilnahme an 
der virtuellen Hauptversammlung über den als „InvestorPortal“ 
bezeichneten virtuellen Hauptversammlungsraum. Das Investor-
Portal erreichen Sie unter 

www.fuchs.com/hauptversammlung

III.  Weitere Angaben und Hinweise 
zur Hauptversammlung
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mit den Zugangsdaten, die Sie mit der Eintrittskarte zur virtuellen 
Hauptversammlung erhalten haben. 

Wir bitten die Aktionäre und ihre Bevollmächtigten um besondere 
Beachtung der nachstehenden Hinweise zur Anmeldung zur virtuel-
len Hauptversammlung, zur Ausübung des Stimmrechts sowie den 
weiteren Aktionärsrechten.

Die Durchführung der ordentlichen Hauptversammlung als virtuelle 
Hauptversammlung führt insbesondere zu den folgenden Modifika-
tionen in den Abläufen der Hauptversammlung sowie bei den Rech-
ten der Aktionäre:

a)  Bild- und Tonübertragung im Internet
Die einleitenden Worte des Versammlungsleiters sowie die 
Rede des Vorstandsvorsitzenden werden am Tag der Haupt-
versammlung ab ca. 10:00 Uhr ohne Zugangsbeschränkung 
für die interessierte Öffentlichkeit live im Internet auf unserer 
Internetseite unter www.fuchs.com/hauptversammlung 
übertragen. Dieser Teil steht auch nach der Hauptversamm-
lung als Aufzeichnung zur Verfügung.

Die teilnahmeberechtigten Aktionäre und ihre Bevollmächtigten 
können die gesamte Hauptversammlung per Bild- und Tonüber-
tragung live im Internet verfolgen. Bitte benutzen Sie dazu im 
InvestorPortal die Funktion „Live-Übertragung“. 

b)  Ausübung des Stimmrechts
Die teilnahmeberechtigten Aktionäre und ihre Bevollmächtig-
ten können das Stimmrecht nur durch elektronische Briefwahl 
oder durch Vollmacht und Weisungen an die Stimmrechtsver-
treter der Gesellschaft ausüben. Zur Ausübung des Stimm-
rechts und zur Änderung einer Stimmrechtsausübung näher 
unter Ziffern 4 bis 7.

c)  Fragerecht
Die teilnahmeberechtigten Aktionäre und ihre Bevollmächtig-
ten haben ein Fragerecht. Dieses kann nur im Wege der elekt-
ronischen Kommunikation ausgeübt werden. Die teilnahmebe-
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rechtigten Aktionäre und ihre Bevollmächtigten sind berechtigt, 
bis 2. Mai 2021, 24:00 Uhr, Fragen einzureichen. Bitte benutzen 
Sie dazu im InvestorPortal die Funktion „Fragenaufnahme“. 
Zum Fragerecht näher unter Ziffer 8.

d)  Widerspruch gegen die Beschlussfassungen der 
Hauptversammlung
Die teilnahmeberechtigten Aktionäre und ihre Bevollmächtigten, 
die ihr Stimmrecht gemäß Buchstabe b) ausgeübt haben, können 
während der Hauptversammlung, also längstens bis zum Schluss 
der Hauptversammlung, Widerspruch gegen eine oder mehrere 
Beschlussfassungen der Hauptversammlung erheben. Bitte benut-
zen Sie dazu im InvestorPortal die Funktion „Widerspruch“. 

e)   Hinweis
Die Gesellschaft kann keine Gewähr übernehmen, dass die 
Übertragung im Internet technisch ungestört verläuft und bei 
jedem teilnahmeberechtigten Aktionär ankommt. Wir empfeh-
len Ihnen daher, frühzeitig von den oben genannten Teilnah-
memöglichkeiten, insbesondere zur Ausübung des Stimm-
rechts, Gebrauch zu machen.

Das InvestorPortal ist für teilnahmeberechtigte Aktionäre oder 
ihre Bevollmächtigten ab dem 23. März 2021 geöffnet, und steht 
ihnen auch am Tag der Hauptversammlung und während deren 
vollständiger Dauer zur Verfügung. Dort können sie auch am Tag 
der Hauptversammlung bis zum Beginn der Abstimmung per elek-
tronischer Briefwahl ihr Stimmrecht ausüben sowie Vollmachten 
und Weisungen an die von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter erteilen. Der Versammlungsleiter wird in der Haupt-
versammlung den Beginn der Abstimmung ankündigen. Darüber 
hinaus können die teilnahmeberechtigten Aktionäre oder ihre 
Bevollmächtigten dort vom Beginn bis zum Ende der Hauptver-
sammlung gegebenenfalls Widerspruch gegen einen Beschluss der 
Hauptversammlung erklären.

Sämtliche Zeitangaben in dieser Einladung sind in der für Deutsch-
land maßgeblichen mitteleuropäischen Sommerzeit (MESZ) angege-
ben. Dies entspricht mit Blick auf die koordinierte Weltzeit (UTC) 
dem Verhältnis UTC = MESZ minus zwei Stunden.
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3.  Voraussetzungen für die Teilnahme an der  
virtuellen Hauptversammlung und die Ausübung  
des Stimmrechts
Zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung sind nur dieje-
nigen Stamm- und Vorzugsaktionäre und zur Ausübung des 
Stimmrechts sind nur diejenigen Stammaktionäre berechtigt, die 
sich bei der Gesellschaft fristgerecht angemeldet und ihre Berech-
tigung nachgewiesen haben. 

Die Anmeldung muss in Textform und in deutscher oder engli-
scher Sprache spätestens bis zum Ablauf (24:00 Uhr) des 
27. April 2021 bei der Gesellschaft unter der folgenden Adresse 
zugehen:

FUCHS PETROLUB SE 
c/o Deutsche Bank AG 
Securities Production 
– General Meetings – 
Postfach 20 01 07 
60605 Frankfurt am Main

Telefax: +49 69 12012-86045 
E-Mail: wp.hv@db-is.com

Nach § 19 Abs. 6 der Satzung der FUCHS PETROLUB SE haben die 
Aktionäre darüber hinaus ihre Berechtigung zur Teilnahme an der 
Hauptversammlung nachzuweisen. Der Nachweis ist durch Vorlage 
eines Nachweises des Anteilsbesitzes in Textform durch den 
Letztintermediär gemäß § 67c Abs. 3 AktG zu erbringen. Der Nach-
weis des Aktienbesitzes hat sich auf den Beginn des einundzwan-
zigsten Tages vor dem Tag der Hauptversammlung, also auf den 
13. April 2021 (Nachweisstichtag), 00:00 Uhr, zu beziehen und 
muss der Gesellschaft spätestens bis zum Ablauf (24:00 Uhr) des 
27. April 2021 unter der vorgenannten Adresse zugehen. 

Für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und die Aus-
übung des Stimmrechts gilt als Aktionär nur derjenige, der den 
Nachweis erbracht hat. Die Berechtigung zur Teilnahme an der 
Hauptversammlung und der Umfang des Stimmrechts richten sich – 
neben der Notwendigkeit zur Anmeldung – nach dem Aktienbesitz 
des Aktionärs zum Nachweisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag ist 
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keine Sperre für die Veräußerung von Aktien verbunden; diese kön-
nen insbesondere unabhängig vom Nachweisstichtag erworben und 
veräußert werden. Auch im Fall der vollständigen oder teilweisen 
Veräußerung des Anteilsbesitzes nach dem Nachweisstichtag ist für 
die Teilnahme und den Umfang des Stimmrechts ausschließlich der 
Aktienbesitz zum Nachweisstichtag maßgeblich. Veräußerungen 
von Aktien nach dem Nachweisstichtag haben daher keine Auswir-
kungen auf die Berechtigung zur Teilnahme und auf den Umfang des 
Stimmrechts. Entsprechendes gilt für Aktienerwerbe von Aktien 
nach dem Nachweisstichtag. Personen, die zum Nachweisstichtag 
noch keine Aktien besitzen und erst danach Aktionär werden, sind 
für die von ihnen gehaltenen Aktien nur teilnahme- und stimmbe-
rechtigt, soweit sie sich bevollmächtigen oder zur Rechtsausübung 
ermächtigen lassen.

Der Nachweisstichtag hat keine Bedeutung für die Dividendenbe-
rechtigung.

Nach rechtzeitigem Eingang der Anmeldung und des Nachweises 
des Anteilsbesitzes bei der vorstehend bezeichneten, zentralen 
Anmeldestelle der FUCHS PETROLUB SE werden den teilnahmebe-
rechtigten Aktionären die Eintrittskarten zur virtuellen Hauptver-
sammlung nebst Zugangsdaten für das „InvestorPortal“ über-
sandt. Gemeinsam mit der Eintrittskarte werden darüber hinaus 
auch Formulare für die Bevollmächtigung Dritter und der von der 
Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter übermittelt. Um den 
rechtzeitigen Erhalt der Eintrittskarte sicherzustellen, bitten wir 
unsere Aktionäre, gegebenenfalls über ihre depotführenden Insti-
tute (Letztintermediäre), frühzeitig für die Übersendung der 
Anmeldung und des Nachweises Sorge zu tragen.

4.  Stimmrechtsausübung 
Stimmberechtigt zu den Tagesordnungspunkten 2 bis 9 sind die 
teilnahmeberechtigten Stammaktionäre.

Wir weisen darauf hin, dass im Verhältnis zur Gesellschaft für die 
Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des 
Stimmrechts als Aktionär nur gilt, wer den Nachweis der Berechti-
gung zur Teilnahme an der Hauptversammlung bzw. zur Ausübung 
des Stimmrechts erbracht hat. Die Gesellschaft ist berechtigt, bei 
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Zweifeln an der Richtigkeit oder Echtheit des Nachweises einen 
geeigneten weiteren Nachweis zu verlangen. 

Nach ordnungsgemäßer Anmeldung können Sie als Stammaktio-
när Ihr Stimmrecht ausüben.

5.     Verfahren für die Stimmabgabe durch elektronische 
Briefwahl 
Stimmberechtigte Aktionäre und ihre Bevollmächtigten können das 
Stimmrecht durch elektronische Briefwahl ausüben. 

Zur Ausübung des Stimmrechts durch elektronische Briefwahl sind 
eine fristgerechte Anmeldung des Aktionärs zur Hauptversamm-
lung und ein ordnungsgemäßer Nachweis des Anteilsbesitzes des 
Aktionärs nach den vorstehenden Bestimmungen erforderlich (sie-
he Ziffer 3.).

Für die Übermittlung elektronischer Briefwahlstimmen bzw. für de-
ren Widerruf oder Änderung steht den teilnahmeberechtigten Ak-
tionären oder ihren Bevollmächtigten ab dem 23. März 2021 das 
InvestorPortal zur Verfügung (siehe Ziffer 2. und Ziffer 3.). Bitte 
benutzen Sie dort die Funktion „per Briefwahl abstimmen“. 

Die Stimmabgabe per elektronischer Briefwahl einschließlich eines Wi-
derrufs oder einer Änderung einer Stimmabgabe über das Investor-
Portal ist bis zum Beginn der Abstimmung möglich.

Wenn neben elektronischen Briefwahlstimmen auch Vollmacht und 
Weisungen an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertre-
ter für ein und denselben Aktienbestand eingehen, werden stets die 
elektronischen Briefwahlstimmen als vorrangig angesehen; die von 
der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter werden insoweit 
von einer ihnen erteilten Vollmacht keinen Gebrauch machen und die 
betreffenden Aktien nicht vertreten.

6.     Vertretung in der virtuellen Hauptversammlung
Stimmberechtigte Aktionäre können ihr Stimmrecht unter entspre-
chender Vollmachtserteilung durch einen Bevollmächtigten, z.B. 
durch einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen Stimm-
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rechtsberater oder einen sonstigen Dritten ausüben lassen. Dabei 
ist Folgendes zu beachten:

Auch im Falle der Bevollmächtigung sind eine fristgemäße Anmeldung 
und der fristgemäße Nachweis des Anteilsbesitzes nach den vorste-
henden Bestimmungen erforderlich (siehe Ziffer 3.). Auch die Bevoll-
mächtigten können das Stimmrecht in der Hauptversammlung nur 
durch elektronische Briefwahl oder durch Erteilung von (Unter-)Voll-
macht, insbesondere an die von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter, ausüben. Damit ein Bevollmächtigter die virtuelle 
Hauptversammlung über das InvestorPortal verfolgen und eine 
elektronische Briefwahl oder eine Erteilung von (Unter-)Vollmacht 
auch auf elektronischem Weg über das InvestorPortal vornehmen 
kann, benötigt dieser Bevollmächtigte die Zugangsdaten des Aktio-
närs für das InvestorPortal. Bei Erteilung der Vollmacht gleichzeitig 
mit der Anmeldung zur virtuellen Hauptversammlung werden die Zu-
gangsdaten direkt an den Bevollmächtigten übersandt. Ansonsten ist 
die Weitergabe der Zugangsdaten an den Bevollmächtigten durch den 
Aktionär erforderlich.

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Be-
vollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Text-
form, sofern keine Vollmacht nach § 135 AktG erteilt wird oder 
können alternativ über das InvestorPortal vorgenommen werden.

Bei Bevollmächtigung eines Intermediärs, einer Aktionärsvereini-
gung oder einer anderen diesen gemäß § 135 Abs. 8 AktG gleich-
gestellten Person oder Institution sind in der Regel Besonderheiten 
zu beachten, die bei dem jeweils zu Bevollmächtigenden zu erfra-
gen sind. Wir bitten daher Aktionäre, die einen Intermediär, eine 
Aktionärsvereinigung oder eine andere diesen gemäß § 135 Abs. 8 
AktG gleichgestellte Person oder Institution mit der Stimmrechts-
ausübung bevollmächtigen wollen, sich mit dem zu Bevollmächti-
genden über die Form der Vollmacht abzustimmen.

Formulare zur Bevollmächtigung werden den Aktionären zusam-
men mit der Eintrittskarte zur virtuellen Hauptversammlung über-
mittelt und stehen auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
www.fuchs.com/hautpversammlung zur Verfügung. 
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Nachweise über die Bestellung eines Bevollmächtigten können 
der FUCHS PETROLUB SE an folgende E-Mail-Adresse übermittelt 
werden: 

fuchspetrolub-hv2021@computershare.de.

Daneben können Nachweise über die Bestellung eines Bevoll-
mächtigten der FUCHS PETROLUB SE auch unter der folgenden 
Faxnummer übermittelt werden: 
+49 89 30903-74675. 

Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, so kann die 
Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen.

7.     Stimmrechtsvertretung durch Stimmrechtsvertreter der 
Gesellschaft
Aktionäre können auch von der Gesellschaft benannte Stimm-
rechtsvertreter zur Ausübung ihres Stimmrechts bevollmächtigen. 
Auch in diesem Fall sind eine fristgerechte Anmeldung des Aktio-
närs zur Hauptversammlung und ein ordnungsgemäßer Nachweis 
des Anteilsbesitzes des Aktionärs nach den vorstehenden Bestim-
mungen erforderlich (siehe oben Ziffer 3). 

Die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter werden 
das Stimmrecht nur aufgrund ausdrücklicher und eindeutiger Wei-
sungen ausüben. Deshalb müssen die Aktionäre zu den Gegen-
ständen der Tagesordnung, zu denen sie eine Stimmrechtsaus-
übung wünschen, ausdrückliche und eindeutige Weisungen 
erteilen. Die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 
sind verpflichtet, gemäß diesen Weisungen abzustimmen. Soweit 
eine ausdrückliche und eindeutige Weisung fehlt, werden sich die 
von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter für den je-
weiligen Abstimmungsgegenstand der Stimme enthalten. Die von 
der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter nehmen keine 
Aufträge zu Wortmeldungen, zur Einlegung von Widersprüchen 
gegen Hauptversammlungsbeschlüsse oder zum Stellen von Fra-
gen oder von Anträgen entgegen. Sie stehen nur für die Abstim-
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mung über solche Beschlussvorschläge von Vorstand, Aufsichtsrat 
oder Aktionären zur Verfügung, die mit dieser Einberufung oder 
später gemäß § 124 Abs. 1 oder 3 AktG bekannt gemacht worden 
sind.

Die entsprechenden Vordrucke werden den Aktionären zu   sammen mit 
der Eintrittskarte zur virtuellen Hauptversammlung übermittelt und kön-
nen auch im Internet unter www.fuchs.com/hautpversammlung 
abgerufen werden. Alternativ kann die Bevollmächtigung und ihr Wider-
ruf über das InvestorPortal über die Internetseite der Gesellschaft er-
folgen (für den Zugang zum InvestorPortal siehe oben Ziffer 2.).

Die Vollmacht samt Weisung an die Stimmrechtsvertreter der 
Gesellschaft kann bis zum Beginn der Abstimmung über das 
Investor Portal erteilt oder widerrufen werden. Hierdurch wird 
zugleich der Nachweis über die Bevollmächtigung erbracht. 

Alternativ kann eine Vollmacht samt Weisung an die Stimmrechts-
vertreter der Gesellschaft in Textform erteilt und der Nachweis der 
Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bis zum Ablauf 
(24:00 Uhr) des 3. Mai 2021 (Zugang) an die nachfolgend genann-
te Anschrift 

FUCHS PETROLUB SE 
c/o Computershare Operations Center 
80249 München

Telefax: +49 89 30903-74675 
E-Mail: fuchspetrolub-hv2021@computershare.de

übermittelt werden. Maßgeblich ist jeweils der Zugang bei der 
Gesellschaft. Bitte beachten Sie, dass im Fall einer zusätzlichen 
Bevollmächtigung über das InvestorPortal eine der Gesell-
schaft in Textform übermittelte Vollmachts- und Weisungsertei-
lung gegenstandslos wird.
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8.     Angaben zu den Rechten der Aktionäre nach Art. 56 
Satz 2 und Satz 3 SE-VO, § 50 Abs. 2 SEAG i.V. m. § 122 
Abs. 2 AktG, §§ 126 Abs. 1, 127, 131 Abs. 1 AktG und § 1 
Abs. 2 u. Abs. 8 COVID-19-Gesetz

Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung gemäß Art. 56 
Satz 2 und Satz 3 SE-VO, § 50 Abs. 2 SEAG i. V. m. § 122 
Abs. 2 AktG
Aktionäre, deren Anteile zusammen 5 % des Grundkapitals, das ent-
spricht 6.950.000 Stückaktien, oder den anteiligen Betrag von Euro 
500.000 am Grundkapital erreichen, das entspricht 500.000 Stück  -
aktien, können verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung 
gesetzt und bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand 
muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen.

Etwaige Ergänzungsverlangen sind schriftlich an den Vorstand der 
Gesellschaft zu richten und müssen der Gesellschaft mindestens 30 
Tage vor der Hauptversammlung zugehen; der Tag des Zugangs 
und der Tag der Hauptversammlung sind dabei nicht mitzurech-
nen. Letztmöglicher Zugangstermin ist also der 3. April 2021, 24:00 
Uhr. Später zugegangene Ergänzungsverlangen werden nicht be-
rücksichtigt. 

Etwaige Ergänzungsverlangen sind ausschließlich an die folgende 
Adresse zu richten: 

FUCHS PETROLUB SE 
Vorstand 
Friesenheimer Str. 17 
68169 Mannheim

Anderweitig adressierte Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung 
werden nicht berücksichtigt. 

Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 
Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien 
sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über 
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das Verlangen halten. § 121 Abs. 7 AktG ist für die Berechnung der 
Frist entsprechend anzuwenden. 

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden – so-
weit sie nicht bereits mit der Einberufung bekanntgemacht wurden – 
unverzüglich nach Zugang des Verlangens im Bundesanzeiger be-
kanntgemacht und solchen Medien zur Veröffentlichung zugeleitet, 
bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die Information 
in der gesamten Europäischen Union verbreiten. Sie werden außerdem 
unter der Internetadresse www.fuchs.com/hauptversammlung 
veröffentlicht und den Aktionären mitgeteilt.

Gegenanträge von Aktionären (§ 126 Abs. 1 AktG i.V.m. 
§ 1 Abs. 2 Satz 3 COVID-19-Gesetz)
Gegenanträge von Aktionären gegen die Vorschläge von Vorstand 
und / oder Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesord-
nung, die der Gesellschaft unter der nachstehend angegebenen Ad-
resse mindestens 14 Tage vor der Hauptversammlung, wobei der Tag 
des Zugangs und der Tag der Hauptversammlung nicht mitzurech-
nen sind, also spätestens am 19. April 2021, 24:00 Uhr, zugegangen 
sind, werden einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begrün-
dung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung unverzüg-
lich über die Internetseite www.fuchs.com/hauptversammlung 
zugänglich gemacht (vgl. § 126 Abs. 1 Satz 3 AktG).

In § 126 Abs. 2 AktG nennt das Gesetz Gründe, bei deren Vorliegen 
ein Gegenantrag und dessen Begründung nicht über die Internetsei-
te zugänglich gemacht werden müssen. 

Für die Übermittlung von Gegenanträgen (nebst Begründung) ist fol-
gende Adresse maßgeblich:

FUCHS PETROLUB SE 
Investor Relations 
Friesenheimer Straße 17 
68169 Mannheim

Telefax: +49 621 3802-7274 
E-Mail: ir@fuchs.com 
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Anderweitig adressierte Gegenanträge werden nicht berücksichtigt. 

Aktionäre werden gebeten, ihre im Zeitpunkt der Übersendung des 
Gegenantrags bestehende Aktionärseigenschaft nachzuweisen.

Anträge von Aktionären, die von der Gesellschaft gemäß § 126 AktG 
zugänglich zu machen sind, gelten als in der Hauptversammlung ge-
stellt, wenn der den Antrag stellende Aktionär ordnungsgemäß legi-
timiert und zur Hauptversammlung angemeldet ist. 

Wahlvorschläge von Aktionären (§ 127 AktG i.V.m. § 1 
Abs. 2 Satz 3 COVID-19-Gesetz)
Wahlvorschläge von Aktionären zur Wahl des Abschlussprüfers und 
des Konzernabschlussprüfers, die der Gesellschaft unter der nachste-
hend angegebenen Adresse mindestens 14 Tage vor der Hauptver-
sammlung, wobei der Tag des Zugangs und der Tag der Hauptver-
sammlung nicht mitzurechnen sind, also spätestens am 19. April 
2021, 24:00 Uhr, zugegangen sind, werden einschließlich einer etwa-
igen Stellungnahme der Verwaltung unverzüglich über die Internet-
seite www.fuchs.com/hauptversammlung zugänglich gemacht. 
Wahlvorschläge von Aktionären werden nur zugänglich gemacht, 
wenn sie den Namen, den ausgeübten Beruf und den Wohnort der 
vorgeschlagenen Person enthalten (vgl. § 127 Satz 3 i. V. m. § 124 
Abs. 3 AktG). Anders als Gegenanträge im Sinne von § 126 Abs. 1 
AktG brauchen Wahlvorschläge nicht begründet zu werden.

Nach § 127 Satz 1 i. V. m. § 126 Abs. 2 AktG gibt es weitere Grün-
de, bei deren Vorliegen Wahlvorschläge nicht über die Internetseite 
zugänglich gemacht werden müssen.

Für die Übermittlung von Wahlvorschlägen ist folgende Adresse 
maßgeblich:

 
FUCHS PETROLUB SE 
Investor Relations 
Friesenheimer Straße 17 
68169 Mannheim

Telefax: +49 621 3802-7274 
E-Mail: ir@fuchs.com
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Anderweitig adressierte Wahlvorschläge werden nicht berücksichtigt. 

Aktionäre werden gebeten, ihre im Zeitpunkt der Übersendung des 
Wahlvorschlags bestehende Aktionärseigenschaft nachzuweisen. 

Wahlvorschläge von Aktionären, die von der Gesellschaft gemäß 
§ 127 AktG zugänglich zu machen sind, gelten als in der Hauptver-
sammlung gestellt, wenn der den Antrag stellende Aktionär ord-
nungsgemäß legitimiert und zur Hauptversammlung angemeldet ist. 

Anfragen
Auch Aktionäre, die Anfragen zur ordentlichen Hauptversamm-
lung haben, werden gebeten, diese an die vorgenannte Adresse 
zu richten.

Fragerecht des Aktionärs 
Aktionäre haben kein Recht, in der virtuellen Hauptversammlung 
vom Vorstand gemäß § 131 Abs. 1 und Abs. 4 AktG mündlich Aus-
kunft zu verlangen. Den teilnahmeberechtigten Aktionären und ih-
ren Bevollmächtigten wird allerdings gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 
i.V.m. Abs. 8 Satz 2 COVID-19-Gesetz eine elektronische Fragemög-
lichkeit eingeräumt. Eine Fragenbeantwortung erfolgt im Rahmen 
der Bild- und Tonübertragung der virtuellen Hauptversammlung. 

Der Vorstand hat mit Zustimmung des Aufsichtsrats festgelegt, dass 
Fragen bis spätestens einen Tag vor der Hauptversammlung, das 
heißt bis zum 2. Mai 2021, 24:00 Uhr im Wege elektronischer 
Kommunikation einzureichen sind. Nach § 1 Abs. 2 Satz 2 i.V.m. Abs. 
8 Satz 2 COVID-19-Gesetz entscheidet der Vorstand nach pflichtge-
mäßem, freiem Ermessen, wie er Fragen beantwortet. 

Die Beantwortung häufig gestellter Fragen vorab auf der Internetsei-
te der Gesellschaft bleibt vorbehalten. Im Rahmen der Fragenbeant-
wortung behält sich der Vorstand darüber hinaus vor, Fragesteller 
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namentlich zu benennen, sofern der Fragesteller sein Einverständnis 
zur namentlichen Nennung bei Einreichung der Fragen erklärt hat.

Teilnahmeberechtigte Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten können 
Ihre Fragen nur elektronisch über das InvestorPortal, zugänglich 
unter

www.fuchs.com/hauptversammlung

übermitteln. Bitte benutzen Sie dazu im InvestorPortal die 
Funktion „Fragenaufnahme“. Die Übermittlung von Fragen ist 
vom 23. März 2021 bis zum 2. Mai 2021, 24:00 Uhr über das 
InvestorPortal möglich. Anderweitig oder nach Ablauf der vor-
stehenden Frist eingereichte Fragen werden nicht berücksich-
tigt. Eine Nachfragemöglichkeit während der Hauptversam-
mlung besteht nicht. Die notwendigen Zugangsdaten für das  
InvestorPortal können die Aktionäre oder ihre Bevollmächtig-
ten der Eintrittskarte entnehmen, die ihnen nach fristgerechter 
Anmeldung und ordnungsgemäßem Nachweis des Anteilsbesit-
zes übersandt wird (dazu oben Ziffer 3).

Widerspruch gegen Beschlüsse der virtuellen  
Hauptversammlung
Zum Recht der teilnahmeberechtigten Aktionäre und ihre Bevoll-
mächtigten, Widerspruch gegen Beschlüsse der Hauptversammlung 
zu erklären, wird auf die Hinweise unter Ziffer 2. d) verwiesen.

Weitere Hinweise
Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre 
gemäß Art. 56 Satz 2 und Satz 3 SE-VO, §  50 Abs. 2 SEAG  
i. V. m. §  122 Abs. 2 AktG, §§  126 Abs. 1, 127 AktG sowie  
§ 1 Abs. 2 u. Abs. 8 COVID-19-Gesetz sind im Internet unter 
www.fuchs.com/hauptversammlung abrufbar.
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9.     Unterlagen und Informationen zur virtuellen  
Hauptversammlung
Diese Einladung zur virtuellen Hauptversammlung, die zugänglich 
zu machenden Unterlagen und Anträge von Aktionären sowie wei-
tere Informationen, insbesondere zur Teilnahme an der virtuellen 
Hauptversammlung, zur Briefwahl und zur Vollmachts- und Wei-
sungserteilung sowie die Informationen nach § 124a AktG sind von 
der Einberufung der Hauptversammlung an über die Internetseite 
der Gesellschaft unter www.fuchs.com/hauptversammlung 
zugänglich. Die vorgenannten Unterlagen und Informationen sind 
auch während der virtuellen Hauptversammlung über die vorge-
nannte Internetseite der Gesellschaft zugänglich. Dort stehen au-
ßerdem im Anschluss an die Hauptversammlung die Abstimmungs-
ergebnisse zur Verfügung.

Diese Einberufung ist am 23. März 2021 im Bundesanzeiger be-
kanntgemacht worden. Am selben Tag ist die Einberufung Medien 
zur Veröffentlichung in der Europäischen Union i.S.d. § 121 Abs. 
4a AktG zugeleitet worden.

Im Rahmen unserer Nachhaltigkeitsaktivitäten verzichten wir auf 
den Druck des Geschäftsberichts und veröffentlichen diesen aus-
schließlich in digitaler Form.

Mannheim, im März 2021

FUCHS PETROLUB SE

Der Vorstand
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Informationen zum Datenschutz 
betreffend die Hauptversammlung

1.  Allgemeine Informationen
a) Einführung

Die FUCHS PETROLUB SE („FUCHS“, „wir“, „uns“, „unser“) legt 
großen Wert auf den Schutz Ihrer Daten. Die nachfolgenden 
Hinweise geben Ihnen Informationen über die Erhebung und 
Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten und Ihre dies-
bezüglichen Rechte gemäß der Verordnung (EU) 2016 / 679 
(Datenschutz-Grundverordnung – „DSGVO“), dem Bundesda-
tenschutzgesetz („BDSG“), der Verordnung (EG) Nr. 2157 / 2001 
über das Statut der Europäischen Gesellschaft („SE-VO“), dem 
Gesetz zur Ausführung der SE-VO (SE-Ausführungsgesetz, 
„SEAG“), dem Aktiengesetz („AktG“) und dem Gesetz über 
Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, 
Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der 
Auswirkungen der COVID-19-Pandemie vom 27. März 2020 in 
der Fassung des Gesetzes zur weiteren Verkürzung des Rest-
schuldbefreiungsverfahrens und zur Anpassung pandemiebe-
dingter Vorschriften im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Ver-
eins- und Stiftungsrecht sowie im Miet- und Pachtrecht vom 
22. Dezember 2020, dessen Geltung durch die Verordnung zur 
Verlängerung von Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossen-
schafts-, Vereins- und Stiftungsrecht zur Bekämpfung der Aus-
wirkungen der COVID-19-Pandemie vom 20. Oktober 2020 bis 
zum 31. Dezember 2021 verlängert wurde („COVID-19-Ge-
setz“), im Zusammenhang mit der Vorbereitung, Durchfüh-
rung und Nachbereitung der Hauptversammlung von FUCHS 
als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der 
Aktionäre und Bevollmächtigten.

Die gesamte virtuelle Hauptversammlung wird in Bild und Ton in 
Echtzeit über das InvestorPortal im Internet übertragen 
(„Live-Übertragung“). Das InvestorPortal ist ausschließlich für 
Aktionäre und deren Bevollmächtigte zugänglich, welche die 
dafür erforderlichen Zugangsdaten besitzen, sowie für FUCHS 
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und etwaige zur Durchführung der virtuellen Hauptversamm-
lung eingesetzte Dienstleister von FUCHS und Vertreter der 
Rundfunk-, Druck- oder Online-Presse („Journalisten“), die 
FUCHS zugelassen hat. Das InvestorPortal ist er    reichbar unter 
der Webadresse www.fuchs.com/hauptversammlung; bitte 
beachten Sie ergänzend zu den hiesigen Informationen die 
Datenschutzhinweise, die unter dieser Webadresse vom Betrei-
ber der Webseite hinterlegt sind. 

b)  Verantwortlicher für die Datenverarbeitung im Sinne 
von Art. 4 Nr. 7 DSGVO 

FUCHS PETROLUB SE 
Friesenheimer Str. 17 
68169 Mannheim 
 
Telefon: +49 621 3802-0 
Telefax: +49 621 3802-7190 
E-Mail: kontakt@fuchs.com 
Webseite: https://www.fuchs.com/gruppe

c)  Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten
 
Herr Rechtsanwalt Dr. Karsten Kinast, LL.M.
KINAST Rechtsanwaltsgesellschaft mbH
Hohenzollernring 54

D-50672 Köln
E-Mail: mail@kinast-partner.de

2.  Betroffene personenbezogene Daten
Wir verarbeiten die folgenden personenbezogenen Daten von 
teilnehmenden Aktionären und Bevollmächtigten, wobei nicht 
für alle genannten Betroffenen stets alle genannten personenbe-
zogenen Daten verarbeitet werden:
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    Vor- und Nachname
    Anschrift 
     Telefonnummer
    E-Mail-Adresse 
    Aktienanzahl, Aktiengattung und Besitzart der Aktien
   Zugangsdaten für den Zutritt zum InvestorPortal 
    Erteilung etwaiger Stimmrechtsvollmachten an Bevollmächtigte

Sofern Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten mit uns in Kontakt 
treten („Anfrage“), verarbeiten wir zudem diejenigen personen-
bezogenen Daten, die im Rahmen der Anfrage mitgeteilt wur-
den und die erforderlich sind, um die Anfrage zu beantworten 
(z.B. die vom Aktionär oder Bevollmächtigten angegebenen 
Kontaktdaten wie etwa E-Mail-Adresse oder Telefonnummer). 
Gegebenenfalls verarbeiten wir auch Informationen zu Anträ-
gen, Fragen, Widersprüchen, Wahlvorschlägen und Verlangen 
von Aktionären oder deren Bevollmächtigten.

Bitte beachten Sie, dass die Möglichkeit besteht, dass Ihre bei 
Anfragen mitgeteilten personenbezogenen Daten – insbeson-
dere Ihr Name – nach Maßgabe dieser Datenschutzhinweise ver-
sammlungsöffentlich wiedergegeben und hierbei auch von den 
anwesenden Journalisten wahrgenommen werden können. Im 
Rahmen der Fragenbeantwortung behält sich der Vorstand vor, 
Fragesteller namentlich zu benennen oder personenbezogene 
Daten versammlungsöffentlich zu äußern, sofern der Fragestel-
ler sein Einverständnis zur namentlichen Nennung bei Einrei-
chung der Fragen erklärt hat.

Sofern wir die o.g. Daten nicht direkt vom betroffenen Aktionär 
erhalten, werden uns diese von depotführenden Instituten bzw. 
Intermediären zur Verfügung gestellt.
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3.  Zweck und Rechtsgrundlage für Datenverarbeitung
Wir verarbeiten die personenbezogenen Daten für folgende 
Zwecke:

    Für die Teilnahme an und die Vorbereitung und Durchführung 
der Hauptversammlung (z.B. Prüfung der Anträge auf Zulas-
sung zur Hauptversammlung, Versendung der Zugangsdaten 
für das InvestorPortal)

    Zur Erfüllung der aktienrechtlichen Anforderungen (z.B. für 
die Erstellung des Teilnehmerverzeichnisses, Erfüllung von 
Dokumentationspflichten)

    Zur Ermöglichung der Ausübung der Aktionärsrechte (z.B. 
elektronische Fragemöglichkeit, Stimmabgabe per elektroni-
scher Briefwahl, Beantwortung von Anfragen)

    Zur Kommunikation mit den zur Hauptversammlung zuge-
lassenen Aktionären und Bevollmächtigten

    Zur Verhinderung und Aufdeckung von illegalen Aktivitäten

Rechtsgrundlage für die Verarbeitung der personenbezogenen 
Daten sind die Bestimmungen der SE-VO (Art. 52 ff.) und die akti-
enrechtlichen Bestimmungen (§§ 118 ff. AktG), einschließlich § 1 
COVID-19-Gesetz, jeweils i.V.m. Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. c DSGVO. 

Darüber hinaus verarbeiten wir personenbezogene Daten zur 
Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen aus dem Aufsichts-, 
Steuer- und Handelsrecht. Rechtsgrundlage bildet auch hier 
Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. c DSGVO.
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Daneben verarbeiten wir personenbezogene Daten zur Wah-
rung berechtigter Interessen wie die Vorbereitung der Haupt-
versammlung und die Sicherstellung eines reibungslosen 
Ablaufs der Hauptversammlung oder die Wahrung der Wert-
papierhandelsvorschriften außereuropäischer Länder. Rechts-
grundlage für die Datenverarbeitung ist in diesen Fällen Art. 6 
Abs. 1 Satz 1 lit. f DSGVO. Soweit Sie uns personenbezogene 
Daten in Zusammenhang mit einer Anfrage übermitteln, ist 
Rechtsgrundlage für deren Verarbeitung zum Zwecke der 
Beantwortung Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. a DSGVO.

Im Rahmen der Beantwortung von Fragen durch FUCHS kann 
es dazu kommen, dass der Name des Fragestellers genannt 
wird, wenn der betreffende Fragesteller hierin eingewilligt hat, 
eine gesetzliche Verpflichtung hierzu besteht oder dies zur 
Beantwortung der Frage erforderlich ist oder sonst im berech-
tigten Interesse der Gesellschaft liegt (Rechtsgrundlage Art. 6 
Abs. 1 S. 1 lit. a, c bzw. f DSGVO).

4.  Weitere Empfänger der personenbezogenen Daten
Der Zugang zum InvestorPortal und damit zum Live-Übertra-
gung ist neben FUCHS und ggf. von FUCHS zur Durchführung 
der virtuellen Hauptversammlung eingesetzten Dienstleistern 
nur Aktionären und Bevollmächtigten sowie Journalisten 
erlaubt, deren Teilnahme von FUCHS bewilligt wurde und die 
über Zugangsdaten verfügen.

Zur Organisation und Durchführung der Hauptversammlung 
bedienen wir uns zum Teil unterschiedlicher externer Dienstleis-
ter in der EU (z.B. Hauptversammlungs-Provider, IT-Dienstleister, 
Bank, Notar, Rechtsanwälte), die – soweit erforderlich – durch 
Auftragsverarbeitungsverträge gemäß Art. 28 DSGVO daten-
schutzrechtlich verpflichtet werden. Diese Dienstleister erhalten 
von FUCHS nur solche personenbezogenen Daten, welche für 
die Ausführung der beauftragten Dienstleistung erforderlich 
sind und verarbeiten die Daten ausschließlich in unserem Auf-
trag und nach unserer Weisung. FUCHS bleibt in diesen Fällen 
für den Schutz Ihrer personenbezogenen Daten verantwortlich.
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Wir können verpflichtet sein, personenbezogene Daten an 
weitere Empfänger zu übermitteln, die die personenbezoge-
nen Daten in eigener Verantwortung verarbeiten (Art. 4 Nr. 7 
DSGVO), insbesondere an öffentliche Stellen wie die zustän-
dige Aufsichtsbehörde.

Sollten wir personenbezogene Daten an Dienstleister außer-
halb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) weitergeben, 
erfolgt die Weitergabe nur, soweit dem Drittland durch die 
EU-Kommission ein angemessenes Datenschutzniveau bestä-
tigt wurde oder andere angemessene Datenschutzgarantien 
(z.B. verbindliche unternehmensinterne Datenschutzvorschrif-
ten oder eine Vereinbarung der Standardvertragsklauseln der 
EU-Kommission) vorhanden sind.   

Auf die Verarbeitung von personenbezogenen Daten, die nach 
Maßgabe dieser Datenschutzhinweise auf der Hauptversamm-
lung bekanntgegeben werden, durch die anwesenden Journalis-
ten haben wir keinen Einfluss. Wir sind insoweit nicht verant-
wortliche Stelle im Sinne der DSGVO.

5.  Speicherdauer
Für die im Zusammenhang mit der Hauptversammlung verarbei-
teten personenbezogenen Daten beträgt die Speicherdauer 
regelmäßig bis zu drei Jahre. Wir anonymisieren oder löschen 
diese personenbezogenen Daten, sobald sie für die oben 
genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dies gilt nicht, 
wenn und soweit uns gesetzliche Nachweis- und Aufbewah-
rungspflichten (z.B. im AktG, im Handelsgesetzbuch oder in der 
Abgabenordnung) zu einer längeren Speicherung verpflichten 
oder die Daten für gerichtliche oder außergerichtliche Verfahren, 
beispielsweise im Falle von Anfechtungs- und Nichtigkeitsklagen, 
erheblich sind; in diesen Fällen speichern wir die Daten, solange 
die entsprechenden Nachweis- und Aufbewahrungspflichten 
bestehen oder bis zum rechtskräftigen oder anderweitig endgül-
tigen Abschluss der entsprechenden Verfahren, einschließlich 
etwaiger Vollstreckungsverfahren.
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6. Ihre Rechte nach der DSGVO
Sie können sich jederzeit und unentgeltlich mit einer formlosen 
Mitteilung an unseren Datenschutzbeauftragten oder direkt an 
uns wenden, um Ihre Rechte gemäß der DSGVO auszuüben, 
sofern die jeweiligen Voraussetzungen vorliegen. Sie haben hier-
nach das Recht:

    gemäß Art. 15 DSGVO Auskunft über Ihre von uns verarbeite-
ten personenbezogenen Daten zu verlangen. Insbesondere 
können Sie Auskunft über die Verarbeitungszwecke, die Kate-
gorie der personenbezogenen Daten, die Kategorien von Emp-
fängern, gegenüber denen Ihre Daten offengelegt wurden 
oder werden, die geplante Speicherdauer, das Bestehen eines 
Rechts auf Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Verar-
beitung oder Widerspruch, das Bestehen eines Beschwerde-
rechts, die Herkunft Ihrer Daten, sofern diese nicht bei uns 
erhoben wurden, sowie über das Bestehen einer automatisier-
ten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling und ggf. aus-
sagekräftigen Informationen zu deren Einzelheiten verlangen;

    gemäß Art. 16 DSGVO unverzüglich die Berichtigung unrich-
tiger oder Vervollständigung Ihrer bei uns gespeicherten per-
sonenbezogenen Daten zu verlangen;

    gemäß Art. 17 DSGVO die Löschung Ihrer bei uns gespeicher-
ten personenbezogenen Daten zu verlangen, soweit nicht die 
Verarbeitung zur Ausübung des Rechts auf freie Meinungs-
äußerung und Information, zur Erfüllung einer rechtlichen 
Verpflichtung, aus Gründen des öffentlichen Interesses oder 
zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von 
Rechtsansprüchen erforderlich ist;

    gemäß Art. 18 DSGVO die Einschränkung der Verarbeitung 
Ihrer personenbezogenen Daten zu verlangen, wenn die 
Richtigkeit der Daten von Ihnen bestritten wird (die Ein-
schränkung gilt dann für die Dauer der Überprüfung), wenn 
die Verarbeitung unrechtmäßig erfolgt und Sie die Löschung 
ablehnen, wenn wir die personenbezogenen Daten zwar 
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nicht länger benötigen, Sie sie aber zur Geltendmachung, 
Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benöti-
gen, oder wenn Sie gemäß Art. 21 Abs. 1 DSGVO Wider-
spruch gegen die Verarbeitung eingelegt haben (für die 
Dauer der Überprüfung der Berechtigung des Widerspruchs);

    gemäß Art. 20 DGSVO Ihre personenbezogenen Daten, die Sie 
uns bereitgestellt haben, in einem strukturierten, gängigen und 
maschinenlesbaren Format zu erhalten oder die Übermittlung 
an einen anderen Verantwortlichen zu verlangen;

    gemäß Art. 7 Abs. 3 DSGVO Ihre einmal erteilte Einwilligung 
jederzeit gegenüber uns zu widerrufen. Dies hat zur Folge, 
dass wir die Datenverarbeitung, die auf dieser Einwilligung 
beruhte, für die Zukunft nicht mehr fortführen dürfen und

    gemäß Art. 77 DSGVO sich bei einer Aufsichtsbehörde zu 
beschweren. Näher hierzu sogleich Ziffer 7.

7. Beschwerderecht
Bei Fragen und Beschwerden können Sie sich an unseren Daten-
schutzbeauftragten (siehe Ziffer 1) c)) oder an eine Datenschut-
zaufsichtsbehörde wenden (Art. 77 DSGVO).

Die für FUCHS zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde ist:

Landesbeauftragter für den Datenschutz und die Informations-
freiheit Baden-Württemberg

Postfach 10 29 32, 70025 Stuttgart 
Königstraße 10a, 70173 Stuttgart 
Telefon: +49 711 61 55 41 – 0 
Telefax +49 711 61 55 41 – 15 
E-Mail:  poststelle@lfdi.bwl.de 
Internet:  https://www.baden-wuerttemberg.datenschutz.de
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